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Verwaltungsgericht Hannover will Montag entscheiden: 
Ist die Deponie illegal und muß sie ausgeräumt werden? 
Richter wollen Frage der technischen.und formalen Machbarkeit einer Sanierung der Giftmüllgruben beim Urteilsspruch berücksichtigen 
Hannover I Rehburg-Loccum (dil).Gesternwurdeerst­

mals in der Bundesrepublik Deutschlalld vor einem Verwaltungsge­
richt über die restlose Beseitigung einer Mülldeponie verhandelt: 
Die Städte Rehburg-Loccum und Petershagen sowie der nahe der 
Deponie wohnende Landwirt Heinrich Brammer verlangen, daß die 
Sondermülldeponie Münchehagen beseitigt sowie das Gelände 

saniert und rekultiviert wird. Beklagte sind die Bezirksregierung 
Hannover und der Landkreis Nienburg. Die ß. Kammer des Ver­
waltungsgerichts unter Vorsitz von Richter Wilfried Segger ging 
gestern mit den Prozeßteilnehmern alle Anträge durch und schloß 
dabei ihre Sachstandsermittlungen ab. Bereits am Montag um 14 
Uhr will Segger das Urteil verkünden. 

Zunächst gab Richterin Helga Heeren­
Jank einen Sachstandsbericht über die De­
ponie. Die Klagen der Stadt Rehburg-Loc­
cum und von Heinrich Brammer liegen seit 
1985 vor, die der Stadt Petershagen in glei­
cher Sache seit März 1986. Klagebegehren 
ist neben der vollständigen Beseitigung und 
Rekultivierung der Deponie auch die Nich­
tig-Erklärung aller erteilten Genehmigun­
gen für die Deponieeinrichtung und ihren 
Betrieb. Durch die Deponie entstandene 
Vermögensschäden sollen mit Geld abge­
golten werden. Außerdem wurde die Besei­
tigung der neuen Gebäude auf dem Depo­
nie-Betriebshof verlangt, der Antrag aber 
später wieder zurückgezogen (siehe neben­
stehenden Bericht). 

Da bereits 1984 eine Anfechtung des De­
poniebtriebsplanes - angestrengt von der 
Stadt Rehburg-Loccum - von der Bezirks­
regierung unanfechtbar abgelehnt worden 
ist, bleibe nur die Nichtig-Erklärung aller 
Genehmigungen als Möglichkeit, die Depo­
nie für illegal erklären zu können, meinten 
die Prozeßteilnehmer einvernehmlich. Nur 
das hätte Folgen, eine Erklärung allein der 
Rechtswidrigkeit hätte dagegen nur Papier­
wert. Richter Segger will im Urteil klären, 
ob statt einer formalen Plangenehmigung 
(wie sie Grundlage für die Deponieeinrich­
tung war) ein zeitraubenderes Planfeststel­
lungsverfahren für die Deponieeinrichtung 
nötig gewesen wäre und ob die spätere Pro-

blembewältigung immer genehmigungsge­
mäß war. 

Die Rechtmäßigkeit des Anspruches von 
Rehburg-Loccum auf Einklagen einer 
Nichtig-Erklärung begründete deren 
Rechtsvertreter Dr. Reiner Geulen damit, 
daß nichts je die Stadt so schwer getroffen 
habe wie die Folgen dieser undichten Depo­
nie. Sie stelle einen Eingriff in die Pla­
nungshoheit der Stadt dar. Der Vertreter 
der Bezirksregierung sah dagegen lediglich 
bei Petershagen wegen der Gefährdung des 
dortigen Tr:inkwasserschutzgebietes einen 
Anspruch auf Klage. Bei Heinrich Brammer 
schien man sich einig, daß dessen Wohnnä­
he zur Deponie als Anspruch gelten könnte. 

Dr. Geulen hielt die Nichtigkeit für gege­
ben, weil in den Genehmigungen kaum et­
was geregelt worden sei und sich die Depo­
niebetreiber später nicht einmal daran ge­
halten haben. Man hätte ein Planfeststel­
lungsverfahren machen müssen, damit sich 
Betroffene hätten wehren können, führte er 
aus. Rolf Klemenz (Bezirkregierung) hielt 
entgegen, die Bezirksregierung habe zwar 
einige Fehler gemacht. Aus heutiger Sicht 
hätte man ein Planfeststellungsverfahren 
einleiten müssen. Doch dieser Umstand 
führe nicht zur Nichtigkeit, auch nicht, daß 
von den in erteilten Genehmigugen ge­
machten Auflagen in der Ausführung abge­
wichen worden sei. 

Die Nichtigkeit hielt auch Peter Brieber 
nicht für gegeben, wies aber ferner darauf 
hin, daß der Landkreis immer weisungsge­
bunden an das war, "was die höhere Weis­
heit der Bezirksregierung in die Genehmi­
gungen geshrieben hat". Für Dr. Geulen 
hielt letztlich alles für nichtig. 

Ein wichtiger Aspekt war für Richter 
Segger, daß im Falle eines Anspruches auf 
Auskofferung diese auch realsierbar sei. 
Ein Leistungsanspruch, den das Gericht 
ausspreche, sei schließlich auch vollstreck­
bar. Im Falle der Nichtigkeit aller Geneh­
migungen und des Deponiebetriebes müsse 
man für alle Lösungen Planfeststellungs­
verfahren anstrengen, damit die Betroffe­
nen etwas Angreifbares hätten, bei Teil­
nichtigkeiten gelte das für Teile der Lösun­
gen. Es bleibe aber auch die Möglichkeit, 
ein Bescheidungsurteil auszusprechen. 
Richterin Heeren-Jank: "Wir können nur 
zu etwas verurteilen, was rechtlich und 
praktisch möglich ist." 

Dr. Geulen erklärte, es gebe Lösungen für 
die Beseitigung der fast 500 000 Kubikme­
ter Müll samt verseuchtem Erdreich, das 
Wasserwirtschaftsamt Sulingen meinte das 
Gegenteil. Rolf Klemenz sagte, die Bezirks­
regierung habe bis heute nicht für oder ge­
gen eine Auskofferung entschieden. Peter 
Brieber verwies auf vor Jahren gefaBte 
Kreistagsbeschlüsse, in denen die Auskof­
ferung der Altdeponie gefordert werde. 

Doch da es keine wirksam greifbaren Depo­
niebetreiber mehr gibt, stellte sich die Fra­
ge, wer denn für künftige Maßnahmen als 
aus heutiger Sicht als Nachfolge-Betreiber 
zuständig ist. Die GSM-Deponie zumindest 
ist eigentumsrechtlich herrenlos. Dr. Geu­
len kostruierte aber aus der Tätigkeit des 
Landkreises Nienburg bei der ihm aufge­
zwungenen Durchführung des Sicherungs­
konzeptes, daß dieser als Betreiber zu gel­
ten habe. über den Ausgleich der Vermö­
gensschäden wurde kaum gesprochen. 

Senioren-Adventsfeier 
des DRK Uchte 

U c h t e (re). Der Uchter DRK-Ortsverein 
hat wieder eine große Adventsfeier für älte­
re Mitbürgerinnen und Bürger ausgerichtet. 
Die Veranstaltung beginnt am Mittwoch, 14. 
Dezember, um 15 Uhr im Gasthaus Witte, 
Hoysinghausen. Wer dabei sein möchte, 
sollte auf die Abfahrtzeiten der Busse 
achten. 

Mit einem gemeinsamen Lied beginnt die 
Feier. Gäste sprechen Grußworte, und dann 
gibt es Kaffee und Kuchen. Der Uchter Hei­
matchor singt, Gedichte und Musikstücke 
werden vorgetragen. Das DRK hält einen 
kurzen Rückblick und kündigt weitere Ver­
anstaltungen an. 

Der erste Bus fährt um 14.15 Uhr vom Hof 
der Firma Bohm, um 14.20 Uhr an der Min­
dener Straße von Buchholz und um 14.25 
Uhr an der Bremer Straße vom Richteberg 
ab. Der zweite startet um 14.15 Uhr von der 
Sparkasse, um 14.20 Uhr von der Hannover­
schen Straße, um 14.25 Uhr vom Altenheim 
und um 14.30 Uhr von der alten Molkerei. 



Muß Rehburg-Loccum Deponi~-Abwasser im Klärwerk aufnehmen? 
Kläger: "Sickerwasser ist Abfall und muß von Landkreis entsorgt werden" I Bezirksregierung sagt Befreiung auf Widerruf bis 1998 zu 

Ha n n 0 ver / ~ eh bur g - L 0 c c u m (eh). Parallel zum Verfahren über die Auskoffe­
rung (siehe oben) beschäftigte sich das Verwaltungsgericht in Hannover gestern mit einer 
weiteren Klage der Stadt Rehburg-Loccum: Die Richter sollen prüfen, ob die Stadt die 
Pflicht zur Beseitigung der Sicker- und Abwässer aus dem Deponiegelände hat. Rechtsan­
walt Dr. Reiner Geulen, der Rehburg-Loccum auch in diesem Streit gegen Bezirksregierung 
und Landkreis vertritt: "Unserer Auffassung nach ist das Deponie-Abwasser als Abfall zu 
betrachten. Deshalb ist der Landkreis für die abfallrechtliche Entsorgung zuständig." Das 
Urteil über die "rechtliche Qualität" der Deponie-Abwässer wiU das Gericht ebenfalls 
bereits am Montag ab 14 Uhr. bekanntgeben. 

Zur Zeit wird das Wasser aus der Sonder­
mülldepon'ie auf dem Gelände vorgeklärt 
und dann mit Tanklastern in die Kläranlage 
Lemke gefahren. Nach dem geltenddn Ab­
wasserbeseitigungsrecht ist die Stadt. Reh­
burg-Loccum entsorgungspflichtig. ~a die 
Stadt derzeit nicht über entsprechen e Ka­
pazitäten zur Klärung verfügt, h t der 
Landkreis die Entsorgung organisiert und 
die Stadt innerhalb von verschiedenen Fri-

_ sten von der Beseitigungspflicht frei~estellt. 

Die letzte Freistellung läuft am 31. De­
zember dieses Jahres aus. Der Landkreis 
hatte allerdings schon vor diesem Verfahren 
eine Verlängerung' angedeutet. Allerdings 
nur, bis das geplante neue Klärwerk in Reh­
burg-Loccum gebaut ist. Rolf Klemenz, Ver­
treter der Bezirksregierung: "Dann wollen 
wir zumindest überprüfen, ob die Abwässer 
nicht ebensogut vor Ort geklärt werden kön­
nen. Bisher denken wir an eine Freistellung 
für etwa fünf Jahre." 

Mit den seit mehreren Jahren kurzzeitig 
befristeten Befreiungen sind die Rehburger 
jedoch nicht einverstanden. Sie fordern ei­
nen zugesicherten Zeitraum auf 150 Jahre 
(so lange werden auf der Deponie voraus­
sichtlich Sickerwässer anfallen). Richterin 
Helga Heeren-Jank mochte zwar die gefor­
derten 150 Jahre nicht nachvollziehen, ap­
pellierte jedoch an die Bezirksregierung, -
von der Befreiung in "Salami-Scheibchen­
Weise" abzusehen. Klemenz sicherte dar- ' 
aufhin eine bis 1998 befristete, widerrufbare 
(beispielsweise bei Fertigstellung des Klär­
werks) Befreiung zu. 

Hauptpunkt der Klage ist jedoch das Ar­
gument, daß die Stadt Rehburg-Loccum für 
Deponie-Abwasser überhaupt nicht entsor­
gungspflichtig ist, weil diese unter abfall­
rechtlichen Aspekten zu sehen seien. Die 
Kläger stützen sich dabei auf ein Urteil des 

Oberverwaltungsgerichts Lüneburg, in dem 
auch von Abwasser-Aufbereitung auf der 
Sondermülldeponie in Hoheneggelsen die 
Rede war. 

Hinsichtlich dieser Argumentation ließen 
sowohl Vorsitzender Richter Wilfried Seg­
ger als auch Richterin Heeren-Jank bereits 
Skepsis durchblicken. Die Richterein wies 
die Vertreter der Stadt Rehburg-Loccum 
darauf hin, daß sie auch als abwasserbesei­
tigungspflichtige Behörde jederzeit das 
Recht hätten, den Belastungsgrad der zu 
klärenden Wässer festzulegen. 

Bisher liegt ein ähnlich gelagertes Urteil 
eines Verwaltungsgerichts nicht vor. Wür­
den die hannoverschen Richter mit ihrem 
Urteil das Abwasser von der Sondermüllde­
ponie als Abfall anerkennen, hätte dies bun­
desweit Auswirkungen auf den rechtlichpn 
Status von Deponieabwässern. 



Abriß-Antrtag für "SOG-Dorf" zurückgezogen· 
Der Antrag der Stadt Rehburg-Loccum auf 
Beseitigung der neuen Gebäude auf dem Be­
triebshof für die Sondermülldeponie Münche­
hagen wurde gestern vor dem Verwaltungs­
gericht zurückgezogen. Mit Lageskizze und 
Luftbild hatten die Kläger dem Gericht erläu­
tert, um was es geht: fünf zum Teil feste 
Nutzgebäude, die für insgesamt mehr als eine 
Million Mark auf dem Betriebsgelände süd­
westlich der eigentlichen Deponie entstanden 
sind (DIE HARKE berichtete). Unser Bild zeigt 
vorn das Pförtnerhaus mit kugelsicherem 
Panzerglas. Rehburg-Loccums stellvertreten­
der Stadtdirektor Erhard Schmitz erklärte 
dem Gericht, die Stadt sei für die Beseitigung 
der ungenehmigt und nur als Maßnahmen 
nach dem Gesetz über Sicherheit und Ord­
nung errichteten GebäudegrUppe L,SOG­
Dorf"), weil dessen Hinnahme als Einver­
ständnis mit dem derzeit praktizierten Siche­
rungskonzept ausgelegt werden könnte. Der 
Rechtsdezernent des beklagten Landkreises 
Nienburg, Peter Brieber, hielt entgegel'!, um 
die ablehnende Ha.ltung der Stadt deutlich zu 

machen, reiche Rehburg-Loccum ein Wider­
spruch. Rehburg-Loccums Rechtsbeistand, 
Anwalt Dr. Reiner Geulen (Berlin), erklärte 
dann, die Stadt werde die Klage zurückneh­
men, aber der Widerspruch müsse von den 
zuständigen Stellen behandelt und entschie­
den sowie die Frage geklärt werden, wie das 
Errichten solcher festen Gebäude im Außen­
bereich ohne Baugnehmigung möglich sei. 

Der Vertreter der Bezirksregierung, Regie­
rungdsdirketor Rolf Klemenz, räumte ein: 
"Wir waren uns klar darüber, daß wir nicht . 
Dörfer nach SOG bauen können. Wir wollen 
das deshalb nachträglich legalisieren. Aber 
da sind zwei Landkreise beteiligt. Man muß 
zuerst entscheiden, welcher von beiden zu- I 

ständig ist." Die kleine Siedlung liegt bereits 
auf Wiedensähler Gebiet, also im Landkreis 
Schaumburg, allerdings auf Gelände, das die 
Landesregierung für .die Realisierung des De­
poniesicherungskonzepts gekauft hat, für 
dessen Beaufsichtigung der Landkreis Nien­
burg verantwortlich ist. Foto: Lang'·-


